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Kohleausstieg 2030 

Rechtliche Möglichkeiten für das Vorziehen der 

Stilllegungen von Braun- und Steinkohlekraftwerken 

 

Einleitung 

Dem Gesetz zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung (KVBG) vom August 2020 

zufolge, steigt Deutschland bis spätestens Ende 2038 aus der Kohle aus. Dies ist zur Erreichung der 

Pariser Klimaziele deutlich zu spät; um seine völkerrechtlichen Mindestverpflichtungen zur Begrenzung 

der globalen Erderwärmung einzuhalten, muss Deutschland bis spätestens 2030 aus der Kohle 

aussteigen.1 Die als Reaktion auf den sog. „Klimabeschluss“ des Bundesverfassungsgerichtes 

nachgeschärften Klimaziele sehen nun für den Sektor der Energiewirtschaft für das Jahr 2030 eine 

maximale Emissionsmenge von 108 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente vor.2 Dieses Ziel ist in erster 

Linie durch den Kohleausstieg bis 2030 erreichbar.3 Die aktuelle Bundesregierung hat sich in ihrem 

Koalitionsvertrag darauf geeinigt, den Kohleausstieg „idealerweise“ auf 2030 vorzuziehen und sich 

gleichzeitig zum Ziel gesetzt „keine zusätzlichen Entschädigungen an Unternehmen zu zahlen“.4 

Im KVBG ist der Ausstieg aus der Steinkohle und der aus der Braunkohle unterschiedlich geregelt: 

Betreiber von Steinkohlekraftwerken können Gebote abgeben, um für die Stilllegung eine Entschädigung 

 
1 International Energy Agency. (2021). Net Zero by 2050 - A Roadmap for the Global Energy Sector. 
https://iea.blob.core.windows.net/assets/deebef5d-0c34-4539-9d0c-10b13d840027/NetZeroby2050-
ARoadmapfortheGlobalEnergySector_CORR.pdf (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S.20. 
2 Anlage 2 (zu § 4) Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG). 
3 Prognos, Öko-Institut, Wuppertal-Institut (2021): Klimaneutrales Deutschland 2045. Wie Deutschland seine Klimaziele 
schon vor 2050 erreichen kann. Zusammenfassung im Auftrag von Stiftung Klimaneutralität, Agora Energiewende und Agora 
Verkehrswende. https://static.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2021/2021_04_KNDE45/A-
EW_209_KNDE2045_Zusammenfassung_DE_WEB.pdf (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S. 12. 
4 Koalitionsvertrag 2021 – 2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 
und den Freien Demokraten (FDP). 2021. Mehr Fortschritt wagen – Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. 
Bundesregierung. 
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-
data.pdf?download=1 (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S.5, 58, 59. 
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zu erhalten. Ab 2027, bzw. bei Unterzeichnung der Ausschreibungen5 auch schon ab 2024, sind gem. 

§ 27 KVBG ordnungsrechtliche Stilllegungen vorgesehen (sog. gesetzliche Reduzierung der 

Steinkohleverstromung). Die Stilllegung von Braunkohlekraftwerken erfolgt hingegen nach der in 

Anlage 2 KVBG gesetzlich festgelegten Stilllegungsreihenfolge. Als Entschädigung erhalten die 

Betreiber LEAG und RWE eine Zahlung von insgesamt 4,35 Milliarden EUR (§ 44 Abs. 1 S. 1 KVBG). 

Zur Zahlung dieser Entschädigung hat sich die Bundesregierung mit Zustimmung des Bundestags 

zusätzlich im Februar 2021 in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag mit den Braunkohlebetreibern 

verpflichtet („Öffentlich-rechtlicher Vertrag zur Reduzierung und Beendigung der Braunkohleverstromung 

in Deutschland“, nachfolgend: Vertrag).6 Durch diesen Vertrag wird den Betreibern auf Kosten der 

eigentlich benötigten Flexibilität in der Klimapolitik eine starke Rechtsposition eingeräumt,7 denn anders 

als ein Gesetz kann der Vertrag nur mit der Zustimmung der Braunkohlebetreiber geändert werden. Für 

den Fall, dass es zu Beeinträchtigungen des vertraglichen Äquivalenzverhältnisses8 kommt, werden den 

Betreibern besondere vertragliche Rechte zugesprochen, um dieses wieder herzustellen.9 Rechtlich 

gesehen wären im Rahmen des Kohleausstiegs keine Entschädigungen erforderlich gewesen.10 

Dennoch sieht der Vertrag als eine Hauptleistungspflicht11 die Zahlung der Entschädigungen vor, die laut 

Angaben der Bundesregierung sowohl entgangene Gewinne und zusätzliche Tagebaufolgekosten 

ausgleichen soll. Wie sich die Beträge genau zusammensetzen hat die damalige Bundesregierung nie 

öffentlich nachvollziehbar dargelegt.12 Berechnungen zufolge sind sie um ca. 2 Milliarden Euro 

überhöht.13 

Die gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen zu den Entschädigungen für Braunkohlebetreiber 

stehen unter dem Vorbehalt der beihilferechtlichen Genehmigung (§ 25 Abs. 1 Vertrag, Art. 10 Gesetz 

zur Reduzierung und zur Beendigung der Kohleverstromung und zur Änderung weiterer Gesetze). 

Während die Europäische Kommission die in Ausschreibungen zu ermittelnden Zahlungen für die 

Steinkohlebetreiber genehmigt hat14, hat sie an der Vereinbarkeit der Braunkohleentschädigungen mit 

dem EU-Beihilfenrecht erhebliche Zweifel geäußert und ein formelles Prüfverfahren eingeleitet.15 

 
5 Damit ist gem. § 20 Abs. 1 KVBG der Fall gemeint, dass die Summe der Gebotsmenge der zugelassenen Gebote das 

Ausschreibungsvolumen nicht übersteigt. 
6 Deutscher Bundestag, 19. Wahlperiode: Antrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie. Öffentlich-rechtlicher 
Vertrag zur Reduzierung und Beendigung der Braunkohleverstromung in Deutschland. 13. Juli 2020. BT-Drucks. 19/21120 
S.15, § 10 Abs 1 S. 1 Vertrag. 
7 ClientEarth: Stellungnahme zum Thema „Öffentlich-rechtliche Verträge der Bundesregierung mit den Braunkohlebetreibern“. 
2.September 2020. https://www.clientearth.de/media/mttmgmsh/2020-09-02-stellungnahme-zum-thema-oeffentlichrechtliche-
vertraege-der-bundesregierung-mit-den-braunkohlebetreibern-ce-de.pdf (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S. 3 ff 
8 Dieser Rechtsbegriff beschreibt das im Vertrag festgelegte Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung. 
9 Mehr dazu unter 2.2.1  
10 Schomerus/Franßen: Klimaschutz und die rechtliche Zulässigkeit der Stilllegung von Braun- und Steinkohlekraftwerken. 13. 

Dezember 2018, https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/wbs_gutachten_bf.pdf (zuletzt 
aufgerufen am 3. August 2022), S. 181, 182 
11 Damit ist eine vertragliche Pflicht gemeint, die für den Abschluss des Vertrags wesentlich ist. 
12 ClientEarth: Letter to DG Competition: Legality of State aid to German lignite operators. 25. August 2020. 

https://www.clientearth.de/media/zvadn3dl/2020-08-25-letter-to-dg-competition-legality-of-state-aid-to-german-lignite-operators-
ce-en.pdf (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S. 2 ff. 
13 Matthes, Felix/ Hermann, Hauke/ Mendelevitch, Roman/ Cook, Vanessa: Einordnung der geplanten 

Entschädigungszahlungen für die Stilllegungen deutscher Braunkohlekraftwerke im Kontext aktueller Entwicklungen. Juni 2020. 
https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Einordnung-der-geplanten-Entschaedigungszahlungen-fuer-deutsche-
Braunkohlekraftwerke.pdf (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S.3 
14 Europäische Kommission: Staatliche Beihilfe SA.58181 (2020/N) – Deutschland Ausschreibungsmechanismus für den 

Steinkohleausstieg in Deutschland. November 2021. 
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases1/20215/287427_2239517_105_2.pdf (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022). 
15 Europäische Kommission: State Aid SA.53625 (2020/N) – Germany – Lignite phase-out. März 2021. 

https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases1/202117/292944_2268207_78_2.pdf (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022). 

https://www.clientearth.de/media/mttmgmsh/2020-09-02-stellungnahme-zum-thema-oeffentlichrechtliche-vertraege-der-bundesregierung-mit-den-braunkohlebetreibern-ce-de.pdf
https://www.clientearth.de/media/mttmgmsh/2020-09-02-stellungnahme-zum-thema-oeffentlichrechtliche-vertraege-der-bundesregierung-mit-den-braunkohlebetreibern-ce-de.pdf
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/wbs_gutachten_bf.pdf
https://www.clientearth.de/media/zvadn3dl/2020-08-25-letter-to-dg-competition-legality-of-state-aid-to-german-lignite-operators-ce-en.pdf
https://www.clientearth.de/media/zvadn3dl/2020-08-25-letter-to-dg-competition-legality-of-state-aid-to-german-lignite-operators-ce-en.pdf
https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Einordnung-der-geplanten-Entschaedigungszahlungen-fuer-deutsche-Braunkohlekraftwerke.pdf
https://www.oeko.de/fileadmin/oekodoc/Einordnung-der-geplanten-Entschaedigungszahlungen-fuer-deutsche-Braunkohlekraftwerke.pdf
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases1/202117/292944_2268207_78_2.pdf
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Insbesondere hat sie im Hinblick auf die Angemessenheit der Entschädigungssummen Bedenken 

geäußert, also ob sie auf das erforderliche Mindestmaß beschränkt sind.16  

Gem. § 54 Abs. 1 KVBG überprüft die Bundesregierung jeweils zum 15. August der Jahre 2022, 2026, 

2029 sowie 2032, welche Auswirkungen der Kohleausstieg auf u.a. die Versorgungssicherheit und den 

Strompreis hat und welchen Beitrag er zur Erreichung der Klimaziele leistet.17 Dem Gesetz zufolge ist 

spätestens ab 2026 zu prüfen, ob die Stilllegungszeitpunkte auf 2035 vorgezogen werden können.18 Die 

Parteien der aktuellen Bundesregierung haben sich allerdings in ihrem Koalitionsvertrag geeinigt, dass 

sie „den für 2026 im Kohleausstiegsgesetz vorgesehenen Überprüfungsschritt bis spätestens Ende 2022 

analog zum Gesetz vornehmen“.19 Anlässlich der damit in diesem Jahr anstehenden Prüfungen zum 

Kohleausstieg werden im Folgenden die Möglichkeiten für einen Ausstieg aus der Kohle bis 2030 

erläutert.  

1  Freiwillige bzw. marktbasierte Stilllegungen 

Abhängig von der Entwicklung der Importpreise für fossile Brennstoffe, sowie der Preise für CO2-

Zertifikate wird angenommen, dass die Wirtschaftlichkeit der Kohle derart abnehmen könnte, dass 

Betreiber ihre Anlagen marktgetrieben früher stilllegen.20 Auch die Bundesregierung spricht dem CO2-

Preis im Strommarktdesign eine „zentrale Rolle” zu.21 Im Koalitionsvertrag ist außerdem der ETS-

Mindestpreis und eine Stiftung, „die den Rückbau der Kohleverstromung und die Renaturierung 

organisiert” genannt.22 Offen gelassen wurde aber, wie genau die Beschleunigung des Kohleausstiegs 

erreicht werden soll. 

Früheren freiwilligen Stilllegungen stünde rechtlich nichts im Wege. Für Braunkohlebetreiber würde sich 

gem. § 44 Abs. 3 KVBG bzw. § 10 Abs. 4 Vertrag eine frühere, freiwillige Stilllegung nicht auf ihren 

Entschädigungsanspruch nach § 44 Abs. 1 S. 1 KVBG auswirken. Für sie besteht daher nicht das 

Risiko, dass die Zahlungen verringert werden, wenn sie beispielsweise wegen des erhöhten 

Zertifikatspreises früher den Betrieb ihrer Kraftwerke einstellen als im KVBG vorgesehen. In § 21 Abs. 4 

S. 2 lit. a Vertrag ist zudem explizit geregelt, dass Änderungen in Bezug auf bestehende oder künftige 

CO2-Bepreisungsmodelle nicht als “wesentliche Änderungen der Verhältnisse zu Lasten einer 

Vertragspartei“ gelten und daher keinen vertraglichen Anspruch auf Anpassung begründen. 

 
16 Ebenda, S.27. 
17 Laut der Gesetzesbegründung zielt das KVBG auf die Erreichung des Sektorziels 2030 für die Energiewirtschaft ab. 

(Deutscher Bundestag, 19. Wahlperiode: Gesetzentwurf der Bundesregierung Entwurf eines Gesetzes zur Reduzierung und zur 
Beendigung der Kohleverstromung und zur Änderung weiterer Gesetze (Kohleausstiegsgesetz). 24. Februar 2020. BT-Drucks. 
19/17342 S.2). 
18 Siehe § 56 S. 1 KVBG. 
19 Koalitionsvertrag 2021 – 2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 
und den Freien Demokraten (FDP). 2021. Mehr Fortschritt wagen - Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. 
Bundesregierung. 
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-
data.pdf?download=1 (zuletzt aufgerufen am 2. August 2022), S.58. 
20 Egerer, Jonas/Grimm, Veronika/Lang, Lukas/Pfefferer, Ulrike: Kohleausstieg 2030 unter neuen Vorzeichen. Juli 2022. 
https://wirtschaftstheorie.cms.rrze.uni-erlangen.de/files/2022/07/Kurzstudie_Kohleausstieg_2030_unter_neuen_Vorzeichen.pdf 
(zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S.2, 7. 
21 Koalitionsvertrag 2021 – 2025 zwischen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD), BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 
und den Freien Demokraten (FDP). 2021. Mehr Fortschritt wagen - Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. 
Bundesregierung. 
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-
data.pdf?download=1 (zuletzt aufgerufen am 2. August 2022), S.62. 
22 Ebenda, S.59, 62. 

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://wirtschaftstheorie.cms.rrze.uni-erlangen.de/files/2022/07/Kurzstudie_Kohleausstieg_2030_unter_neuen_Vorzeichen.pdf
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/04221173eef9a6720059cc353d759a2b/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
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Auch Steinkohlebetreibern stünde es frei, ihre Kraftwerke bis 2030 stillzulegen, indem sie sich entweder 

bis 2026 an den Stilllegungsausschreibungen beteiligen oder ohne Zuschlag freiwillig stilllegen.  

Selbst wenn man grundsätzlich von einer hinreichenden Lenkungswirkung des Emissionshandels 

ausgeht, ist jedoch, insbesondere aufgrund der durch die hohen Gaspreise ausgelösten großen 

Nachfrage nach Energie aus anderen Quellen, zweifelhaft, dass die Betreiber diesen Weg beschreiten 

werden.23 Zugunsten der Planungs- und Rechtssicherheit sowie des Klimaschutzes empfehlen sich eine 

klare politische Entscheidung und die gesetzliche Verankerung des Kohleausstiegs jedenfalls bis 2035, 

wenn nicht sogar bis 2030.24 

2 Änderung des Gesetzes und ggf. des Vertrags 

2.1 Vorziehen auf 2035 gem. den gesetzlichen Bestimmungen 

Das KVBG in Kombination mit dem öffentlich-rechtlichen Vertrag, der mit Braunkohlebetreibern 

geschlossen wurde, eröffnet die Möglichkeit, den Stilllegungspfad in begrenztem Maße vorzuziehen, 

ohne dass dadurch ein Anspruch auf zusätzliche Entschädigungen entsteht.  

2.1.1 Braunkohle 

Im Rahmen der Überprüfung nach §§ 54 Abs. 1, 56 S. 1 KVBG untersucht die Bundesregierung, ob 

Stilllegungen nach 2030 um drei Jahre, also bis Ende 2035, vorgezogen werden können. Darauf 

nimmt auch der öffentlich-rechtliche Vertrag Bezug.25 In § 22 Abs. 2 lit. a Vertrag heißt es weiter, dass 

das Vorziehen des Braunkohleausstiegs entschädigungslos möglich ist, wenn die Stilllegung fünf Jahre 

vor dem neuen Stilllegungszeitpunkt beschlossen wird.  

Wenn die gesetzlichen Möglichkeiten für eine vorzeitige und entschädigungslose Stilllegung von 

Braunkohlekraftwerken voll ausgeschöpft werden würden, ergäbe sich Folgendes: 

Anlage bzw. 

Blockname 

Derzeitiges 

Stilllegungsdatum 

Vorgezogenes 

Stilllegungsdatum 

Spätester 

Entscheidungszeitpunkt 

für entschädigungsloses 

Vorziehen und spätester 

Überprüfungszeitpunkt 

Niederaußem H oder G 31. Dezember 2033 ausgenommen, da in 

zeitlich gestreckter 

Stilllegung 

- 

Schkopau A 31. Dezember 2034 31. Dezember 2031 31. Dezember 2026 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2026) 

Schkopau B 31. Dezember 2034 31. Dezember 2031 31. Dezember 2026 

 
23 Egerer, Jonas/Grimm, Veronika/Lang, Lukas/Pfefferer, Ulrike: Kohleausstieg 2030 unter neuen Vorzeichen. Juli 2022. 
https://wirtschaftstheorie.cms.rrze.uni-erlangen.de/files/2022/07/Kurzstudie_Kohleausstieg_2030_unter_neuen_Vorzeichen.pdf 
(zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S.2. 
24 Egerer, Jonas/Grimm, Veronika/Lang, Lukas/Pfefferer, Ulrike: Kohleausstieg 2030 unter neuen Vorzeichen. Juli 2022. 
https://wirtschaftstheorie.cms.rrze.uni-erlangen.de/files/2022/07/Kurzstudie_Kohleausstieg_2030_unter_neuen_Vorzeichen.pdf 
(zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S.14. 
25 Siehe § 20 Abs. 4, § 22 Abs. 2 Vertrag. 

https://wirtschaftstheorie.cms.rrze.uni-erlangen.de/files/2022/07/Kurzstudie_Kohleausstieg_2030_unter_neuen_Vorzeichen.pdf
https://wirtschaftstheorie.cms.rrze.uni-erlangen.de/files/2022/07/Kurzstudie_Kohleausstieg_2030_unter_neuen_Vorzeichen.pdf
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(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2026) 

Lippendorf R 31. Dezember 2035 31. Dezember 2032 31. Dezember 2027 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2026) 

Lippendorf S 31. Dezember 2035 31. Dezember 2032 31. Dezember 2027 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2026) 

Niederaußem K 31. Dezember 2038 31. Dezember 2035 31. Dezember 2030 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2029) 

Neurath F (BoA 2) 31. Dezember 2038 31. Dezember 2035 31. Dezember 2030 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2029) 

Neurath G (BoA 3) 31. Dezember 2038 31. Dezember 2035 31. Dezember 2030 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2029) 

Schwarze Pumpe A 31. Dezember 2038 31. Dezember 2035 31. Dezember 2030 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2029) 

Schwarze Pumpe B 31. Dezember 2038 31. Dezember 2035 31. Dezember 2030 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2029) 

Boxberg R 31. Dezember 2038 31. Dezember 2035 31. Dezember 2030 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2029) 

Boxberg Q 31. Dezember 2038 31. Dezember 2035 31. Dezember 2030 

(Überprüfungszeitpunkt: 

15.8.2029) 

 

Niederaußem H oder G wird laut der Anlage 2 (zu Teil 5) KVBG am 31. Dezember 2029 in die „zeitlich 

gestreckte Stilllegung“26 überführt und ist daher gem. § 22 Abs. 2 Vertrag vom Vorziehen 

ausgenommen. 

Die anderen Anlagen lassen sich mittels der gesetzlichen und vertraglichen Regelung 

entschädigungslos nur auf 2031, 2032 und 2035 vorziehen. Ein Vorziehen auf 2030 ist im Rahmen 

dieser Vorschriften nicht vorgesehen. 

2.1.2 Steinkohle 

Für die Steinkohle gilt die Regelung des § 56 S. 1, 2 KVBG, nach der geprüft wird, ob Stilllegungen nach 

2030 vorgezogen werden können und das Zielniveau nach § 4 KVBG entsprechend anzupassen ist. 

Anders als bei der Braunkohle werden aber keine weiteren Voraussetzungen aufgestellt, sodass ein 

früher angelegtes und umfassenderes Vorziehen der Stilllegungen ohne die Begründung von 

Ansprüchen beispielsweise auf Entschädigungen möglich erscheint. Insbesondere wurde über die 

 
26 In vorherigen Gesetzesentwürfen auch als „Sicherheitsbereitschaft“ bezeichnet 
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Steinkohleanlagen auch kein Vertrag geschlossen, so dass die Betreiber hier keine entsprechende 

Rechtsposition haben.  

2.2 Vorziehen auf 2030 

Die Möglichkeit, den Kohleausstieg auf 2030 vorzuziehen, ist nicht explizit im KVBG vorgesehen und 

würde eine Änderung oder Ergänzung sowohl des Gesetzes als auch des Vertrags erfordern. 

2.2.1 Braunkohle 

Um den Braunkohleausstieg auf 2030 vorzuziehen, bedürfte es der Änderung von u.a. §§ 2 Abs. 2, 4 

KVBG, die die höchstens zugelassene Summe der Nettonennleistung in den Jahren 2022, 2030 und 

2038 festlegen, sowie des Stilllegungspfades in Anlage 2 des KVBG.  

Bei einem derartigen Vorziehen des Braunkohleausstiegs könnte ein Anspruch der Betreiber auf 

„angemessene Anpassung“ des Vertragsinhalts entstehen. Eine solche kann die betroffene 

Vertragspartei gem. § 21 Abs. 2 S. 1 Vertrag im Fall einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse 

verlangen. Nach § 21 Abs. 1 lit. a Vertrag kann ein über die vorzeitige Stilllegung nach § 22 Abs. 2 

Vertrag hinausgehendes Vorziehen der im Stilllegungspfad angegebenen Stilllegungszeitpunkte als eine 

solche „wesentliche Änderung“ qualifiziert werden kann. Der hieraus resultierende Anpassungsanspruch 

ist darauf gerichtet, die Vertragsäquivalenz unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls 

wiederherzustellen (§ 21 Abs. 2 S. 1 Vertrag). Dazu zählen insbesondere die vertragliche oder 

gesetzliche Lasten- und Risikoverteilung und die für die jeweilige Vertragspartei mit der wesentlichen 

Änderung einhergehenden entlastenden Entwicklungen. 

Was genau dies bedeutet, lässt der Vertrag offen. Die Tatsache, dass die Zusammensetzung der bereits 

festgelegten Entschädigungssummen nicht nachvollziehbar ist, erschwert die sachgerechte 

Vertragsauslegung und Beurteilung über eine angemessene Anpassung. So birgt die Anpassung in 

Form der Vereinbarung zusätzlicher Entschädigungen das Risiko zusätzlicher Überkompensierungen.  

Politisch wären diese mit Blick auf die bereits festgelegten und überhöhten Beträge, die damit 

verbundenen beihilferechtlichen Bedenken und die Absichtserklärung dazu im Koalitionsvertrag nur 

schwer vertretbar.27 In prozeduraler Hinsicht verlangt § 21 Abs. 3 S. 1 Vertrag von den Parteien, über die 

Anpassung ernsthaft zu verhandeln. Gelingt auf diese Weise innerhalb von zwölf Monaten keine 

Vertragsanpassung, steht den Vertragsparteien diesbezüglich der Rechtsweg offen (§ 21 Abs. 3 S. 2 

Vertrag). 

Im Ergebnis könnte der Gesetzgeber also den Ausstieg aus der Braunkohle durch Änderung der 

gesetzlichen Regelungen auf 2030 vorziehen. Die Betreiber hätten dann in Hand, ob sie eine Anpassung 

des Vertrags im Sinne des § 21 Abs. 2 S. 1 verlangen und zusätzliche Forderungen aufstellen. Sie 

hätten aber auch die Möglichkeit, von ihrem Anspruch auf Anpassung keinen Gebrauch zu machen. 

Sollte die EU-Kommission feststellen, dass die bereits vereinbarten Entschädigungen für 

Braunkohlebetreiber nicht mit dem Beihilfenrecht vereinbar sind, könnte ohnehin eine Anpassung gem. 

§ 21 Abs. 2 S. 2 Vertrag erforderlich sein. Eine endgültige Entscheidung darüber steht noch aus. 

2.2.2 Steinkohle 

 
27 a. a. O. Rn. 4. 
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Für den früheren Ausstieg aus der Steinkohle müssten die entsprechenden Regelungen wie §§ 4, 5, 6 

KVBG geändert werden. Denkbar wäre, dass die Ausschreibungen, die bis 2026 vorgesehen sind, bis 

2024 durchgeführt werden und der Zeitpunkt der gesetzlichen Reduzierungen – sprich der 

ordnungsrechtlichen Stilllegung der verbleibenden Kapazitäten – auf 2027 (bis 2030) vorverlegt wird. 

Dadurch wird, jedenfalls nach dem KVBG, kein Anspruch auf Entschädigungen begründet.  

Bei Bedarf könnten ggf. Ausschreibungsvolumina auch erhöht oder die Ausschreibungen um ein bis 

zwei Jahre verlängert werden. Die Bundesregierung hatte um „den Wettbewerbscharakter des 

Ausschreibungsverfahrens sicherzustellen“ die Ausschreibungsrunde, die ursprünglich für 2027 geplant 

war, zurückgenommen.28 Eine erneute Änderung dessen könnte mit zusätzlichen Kosten einhergehen, 

den Wettbewerbscharakter der Ausschreibungen in Frage stellen und ein beihilferechtliches Verfahren 

nach sich ziehen. 

Verfassungsrechtlich wäre das gesetzliche Vorziehen der Stilllegungen als sog. Inhalts- und 

Schrankenbestimmungen des Eigentumsgrundrechts der Betreiber zu qualifizieren (Art. 14 Abs. 1 S. 2 

GG). Diese lösen, im Gegensatz zur Enteignung nach Art. 14 Abs. 3 GG, grundsätzlich keine 

Entschädigungspflicht aus.29 Beim Schaffen von Inhalts- und Schrankenbestimmungen sind aber auch 

die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit, des Vertrauensschutzes und des Gleichheitssatzes zu 

berücksichtigen.30 Dass das Vorziehen nur gegen eine (zusätzliche) Entschädigung verhältnismäßig 

wäre, ist angesichts des langen Planungshorizontes bis 2030 sowie der bereits 2021 erfolgten 

Ankündigung im Koalitionsvertrags zu bezweifeln, zumal kein Recht darauf besteht, von Neuregelungen 

verschont zu bleiben.31 

Fazit 

Die Klimakrise erfordert einen beschleunigten Ausstieg aus der Kohle bis spätestens 2030. Damit dieser 

rechtssicher erfolgen kann, bedarf es so früh wie möglich einer gesetzlichen Verankerung des Ausstiegs 

bis mindestens 2035. Möglich ist auch den Kohleausstieg gesetzlich bis 2030 vorzuziehen, dies würde 

aber mit hoher Wahrscheinlichkeit Neuverhandlungen oder Anpassungen des Vertrags mit den 

Braunkohlebetreibern zur Folge haben. Der Prozess zum Vorziehen des Kohleausstiegs sollte 

baldmöglich eingeleitet werden, um Planungs- und Rechtssicherheit zu gewährleisten und soweit wie 

möglich zusätzliche Entschädigungen zu vermeiden. Verzögerungen steigern insbesondere weiter das 

Risiko, dass die Rekultivierung von Tagebauflächen nicht durch die Betreiber finanziert werden kann. 

Diese bilden über Jahrzehnte Rückstellungen zur Deckung der Wiedernutzbarmachungskosten nach 

Tagebauende. Wird der Kohleausstieg vorgezogen, müssen diese Mittel früher zur Verfügung stehen, 

dh. die Finanzierungsplanung muss möglichst weit im Voraus angepasst werden.32  

 
28 Europäische Kommission: Staatliche Beihilfe SA.58181 (2020/N) – Deutschland Ausschreibungsmechanismus für den 

Steinkohleausstieg in Deutschland. November 2021. 
https://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases1/20215/287427_2239517_105_2.pdf (zuletzt aufgerufen am 3. August 
2022).S. 14 
29 BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 06. Dezember 2016 - 1 BvR 2821/11 

http://www.bverfg.de/e/rs20161206_1bvr282111.html (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), Rn. 245. 
30 BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 06. Dezember 2016 - 1 BvR 2821/11 
http://www.bverfg.de/e/rs20161206_1bvr282111.html (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022),  Rn. 270. 
31 BVerwG 7 C 14.08, Urteil vom 30. April 2009 https://www.bverwg.de/300409U7C14.08.0 (zuletzt aufgerufen am 3. August 
2022), Rn.37. 
32 Agora Energiewende, Öko-Institut e.V., European Climate Foundation: Die deutsche Braunkohlenwirtschaft 2021. Januar 
2022. https://static.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2021/2021_06_DE_Deutsche_Braunkohlewirtschaft/A-
EW_248_Deutsche-Braunkohlenwirtschaft-2021_WEB.pdf (zuletzt aufgerufen am 3. August 2022), S.15 

http://www.bverfg.de/e/rs20161206_1bvr282111.html
http://www.bverfg.de/e/rs20161206_1bvr282111.html
https://www.bverwg.de/300409U7C14.08.0
https://static.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2021/2021_06_DE_Deutsche_Braunkohlewirtschaft/A-EW_248_Deutsche-Braunkohlenwirtschaft-2021_WEB.pdf
https://static.agora-energiewende.de/fileadmin/Projekte/2021/2021_06_DE_Deutsche_Braunkohlewirtschaft/A-EW_248_Deutsche-Braunkohlenwirtschaft-2021_WEB.pdf
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Während das Vorziehen des Steinkohleausstiegs auf 2030 auch ohne zusätzlichen Kosten möglich 

wäre, besteht ein erhöhtes Risiko, dass Braunkohlebetreiber als Resultat von Verhandlungen 

zusätzliche Entschädigungen erhalten. Für die Verhandlungsposition der Bundesregierung wird von 

Bedeutung sein, inwieweit die gesetzlichen Fristen für das entschädigungslose Vorziehen nach dem 

derzeitigen KVBG bereits verstrichen sind, wie die Entscheidung der Europäischen Kommission über die 

Entschädigungen ausfällt, aber auch wie sich die Energiekrise und der Ausbau der erneuerbaren 

Energien in Deutschland entwickelt. Zu berücksichtigen wären außerdem auch Entlastungen wie die 

ersparten Kosten für umweltrechtliche erforderliche Nachrüstungen, von denen Betreiber bei einem 

früheren Kohleausstieg profitieren. 

Für den Fall, dass sich die Bundesregierung für zusätzliche Zahlungen an Kohlebetreiber entscheidet, 

muss anders als beim KVBG transparent und nachvollziehbar dargelegt werden, wie diese sich 

zusammensetzen. 

Eine Gefährdung der Versorgungssicherheit ist, wie zahlreiche Studien zeigen, durch einen 

Kohleausstieg bis 2030 nicht zu befürchten.33 Anlagen, die stillgelegt aber unter Umständen weiterhin für 

die Versorgung benötigt werden, können in die Reserve überführt werden. Dabei sind zahlreiche 

Möglichkeiten wie die Netzreserve oder für Braunkohlekraftwerke die sog. „zeitlich gestreckte 

Stilllegung“ nach § 50 KVBG vorgesehen.34 Die Anlagen laufen dann nicht mehr auf Volllast, sondern 

können bei Bedarf eingesetzt werden und stoßen dann deutlich weniger Emissionen aus. Zusätzliche 

Sicherheitsvorkehrungen sind zudem im kürzlich verabschiedeten Ersatzkraftwerkebereithaltungsgesetz 

vorgesehen.35 

Um den Weg für einen Kohleausstieg 2030 rechtssicher zu ebnen, sollte die Bundesregierung so früh 

wie möglich handeln und neben der rechtlichen Verankerung im KVBG den Ausbau erneuerbarer 

Energien sowie Maßnahmen zur Energieeinsparung voranbringen. 

 

Francesca Mascha Klein 

Juristin im Team Fossile Infrastruktur 

fklein@clientearth.org 

 
33 Hauenstein, Christian/Hainsch, Karlo/Herpich, Philipp et al: Stromversorgung auch ohne russische Energielieferungen und 
trotz Atomausstiegs sicher – Kohleausstieg 2030 bleibt machbar. April 2022. 
https://www.diw.de/de/diw_01.c.839636.de/publikationen/diw_aktuell/2022_0084/stromversorgung_auch_ohne_russische_ener
gielieferungen_und_t___z_atomausstiegs_sicher_____kohleausstieg_2030_bleibt_machbar.html (zuletzt aufgerufen am 3. 
August 2022); Claußner, M./ Huneke, F./ Brinkhaus, M/ Bogne, J.: Energiewende & Energieunabhängikeit – Szenarioanalyse 
auf Basis eines idealen Kohleausstiegspfads bis 2030. 
https://www.energybrainpool.com/fileadmin/download/Studien/Studie_2022-05-21_GPE_Kohlestudie_EnergyBrainpool.pdf 
(zuletzt aufgerufen am 3. August 2022). 
34 Loreck, Charlotte/Hermann, Hauke (Öko-Institut e.V.): Versorgungssicherheit und Reserven im deutschen Stromsektor. Im 
Auftrag von ClientEarth. Juli 2022. https://www.clientearth.de/media/dpnkirh3/2022-07-05-%C3%B6koinstitut-
versorgungssicherheit.pdf (zuletzt aufgerufen am 2. August 2022). 
35 Gesetz zur Bereithaltung von Ersatzkraftwerken zur Reduzierung des Gasverbrauchs im Stromsektor im Fall einer drohenden 
Gasmangellage durch Änderungen des Energiewirtschaftsgesetzes und weiterer energiewirtschaftlicher Vorschriften. 

https://www.diw.de/de/diw_01.c.839636.de/publikationen/diw_aktuell/2022_0084/stromversorgung_auch_ohne_russische_energielieferungen_und_t___z_atomausstiegs_sicher_____kohleausstieg_2030_bleibt_machbar.html
https://www.diw.de/de/diw_01.c.839636.de/publikationen/diw_aktuell/2022_0084/stromversorgung_auch_ohne_russische_energielieferungen_und_t___z_atomausstiegs_sicher_____kohleausstieg_2030_bleibt_machbar.html
https://www.energybrainpool.com/fileadmin/download/Studien/Studie_2022-05-21_GPE_Kohlestudie_EnergyBrainpool.pdf
https://www.clientearth.de/media/dpnkirh3/2022-07-05-%C3%B6koinstitut-versorgungssicherheit.pdf
https://www.clientearth.de/media/dpnkirh3/2022-07-05-%C3%B6koinstitut-versorgungssicherheit.pdf
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